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Gerhard Thür (Graz) 
Rechtsvorschriften und Rechtsanwendung in Athen 
(5J4. Jh. v. ehr.) 
Seit längerer Zeit verfolge ich die Diskussion um die Kodifizierung des 
Rechts im klassischen Athen und im Zusammenhang damit die um die 
Funktion der «ungeschriebenen Gesetze». der äyQucpm vOllm' . Ich möchte 
hier die Gedanken zur Erwägung stellen. daß man aus heutiger Sicht nur in 
sehr eingeschränktem Maße von Rechtskodifikation und Legalismus spre-
chen kann. daß aber auch «ungeschriebenes Recht» im Rechtsalltag Athens 
nicht jene Bedeutung hatte. die man ihm - gerade wegen überzogener Vor-
stellungen von der Kodifikation - gerne zuschreibt. Ausgeklammert sollen 
in diesem Beitrag jene antiken Autoren bleiben. die über das Wesen von 
Recht und Gesetz ex professo nachgedacht haben. die Philosophen. beson-
ders Plato n. ArislOteles und ihre Nachfolger. Wie nämlich schon Hans 
Julius Wolff festgestellt hat. hatten die Lehren der Philosophen das Rechts-
leben ihrer Zeitgenossen in keiner Weise beeinflußt2• Und allein um das po-
sitive Recht Athens soll es im Folgenden gehen. 
Unbestreitbar fand in Athen in den zehn Jahren zwischen 410/9 und 
Gemeinsam mit Diederich ßehrend. dem allzu früh verstorbenen Freund des 
Jubilars. hielt ich 1977 darüber in München ein Seminar. Beide Themen fanden inzwi-
schen handliche Zusammenfassungen: P.J . Rhodes. «The Athenian Code of Laws. 
410-399 BC •. JHS 111. 1991. 87-100 (bereits Bezug nehmend auf N. Robertson. 
«The Laws of Athens. 410-399 BC». JHS 110. 1990.43-75) einerseits und anderer-
seits H.-J . Gehrke. «Der Nomosbegriff der Polis». in: Nomos lind GeselZ. hg. v. O. 
Behrends - W. Sellert (Göttingen 1995) 13-35. der 33f. Anm. 87 einen Überblick über 
Quellen und Literatur zum bietet (einen weiteren Aspekt bringt R. 
Thomas. «Written in Stone? Liberty. OraJity and ,he Codilication of Law». in: Gruk 
Law ifl its Political Setting. hg. v. L. Foxhall- A.D.E. Lewis. Oxford 1996.9-31). /eh 
nehme gerne die Gelegenheit wahr. an dieser Stelle auch die Forschungen des Jubilars 
hiezu nachzutragen. J. Triantaphyllopoulos. Das Rechtsdeflkefl der Griechen 
(München 1985) 14-16 mit Anm. 99-115. - Eine vorläufige Fassung trug ich 1997 auf 
de m Kongreß der SIHDA in Copanello vor. Ich danke den Herren Kollegen R. Yaron , 
M. Talamanca und L. Winkel für förderliche Diskussionsbeirräge. 
2 H.l. Wolff. «Normenkontrolle und Gesetzesbegriff in der attischen Demo-
kr:ltie» (SB Heide/b .. ph.-h. Kl. 197012) Schlußbemerkung S. 80. Ich bin mir dessen 
bewußt. daß ich mit diesem Standpunkt im Gegensatz zu dem des Jubilars stehe. 
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400/399 eine systematische Aufzeichnung der im Staat geltenden Gesetze 
statt. Wir sind darüber durch die Gerichtsreden und auch durch direkte In-
schriftenfunde hinreichend informiert, aber doch nicht in allen wichtigen 
Details. Zunächst, grob vereinfacht, die äußeren Vorgänge: Im letzten 
Drittel des Peloponnesischen Krieges ließ die demokratische "Partei" nach 
einem oligarchischen Putsch im Jahre 411, nachdem unter anderen au..:h 
der Rhetor Antiphon als Rädelsführer hingerichtet worden war, die «Geset-
ze Solons» zusammenfassen und neu aufzeichnen. Unter den solonischen 
Gesetzen verstand man nicht nur die des historischen Solon, sondern auch 
alle Vorschriften, auf denen die Demokratie beruhte. Es war also nicht nur 
ein juristisch-technisches Projekt, sondern eine hochbrisante politisch..: 
Aktion. Im Jahre 410/9 setzte man durch Volksbeschluß eine Kommission 
von zehn Anagrapheis (Aufschreibern) ein . Über deren Tätigkeit berichtet 
eine spätere Quelle. Im Jahre 399 v. ehr. wurde einem dieser Anagrapheis . 
Nikomachos, ein politischer Prozeß gemacht. Die erhallene Rede des An-
klägers, Lys. 30. informiert uns - naturgemäß höchst tendenziös - über die 
zehn Jahre zurückliegenden VorgängeJ . 
Zieht man die gehässige Polemik ab, bleibt übrig, daß Nikomachos. 
gewiß im demokratischen Sinn. ordentliche Redaktionsarbeit geleistet 
h:lben dürfte. Daß er - wohlgemerkt als Mitglied einer Kommission - seine 
Tätigkeit selbstherrlich von den ursprünglich ver:lnschlagten vier Monaten 
auf sechs Jahre ausgedehnt halte (Lys. 30,2). ist völlig unglaubwürdig . Die 
Arbeit der Kommission war kontinuierlich in jedem Amtsjahr von Rat und 
Volksversammlung gedeckt. Offensichtlich wurde die Aufgahe stets erwei-
tert. Aus dem Jahr 409/8 ist uns als Produkt der Anagrapheis die Ncu;Jur-
zeichnung des drakontischen Blutgesetzes inschriftlich überliefert (JG (\ 
104). Alles lief programmgemäß - bis zur Niederlage Athens im Jahre 404 . 
Mit vielen anderen Demokraten ging auch Nikomachos ins Exil. die Revi-
sion und Neuaufzeichnung der Gesetze blieben unvollendet. 
Das von Sparta eingesetzte 30-Männer-Kollegium hatte - als Antwort 
aur die demokratische Rechtsaufzeichnung - offiziell die Aufgahe, «die 
althergebrachten Gesetze, nach welchen sie regieren sollten. zusammenzu-
stellen» (oi 101J<; italgiou<; vOJ.lOU; ouyygacpovOL :w8' oü<; itOAl1:EUOOl'CH, 
Xen. Hell. 2, 3.2). Die Schreckensherrschaft der «30 Tyr:lnnen » blieb eine 
blutige Episode der Jahre 404-403. Juristisch-technisch stürzten sie die 
Rechtsordnung im oligarchischen Sinn um. Daß auch sie gründliche Arheit 
!!eleistet h:ltten. zei!!t die Zerstörun!! einer Reihe von Ehrendekreten aus - - -
Zum Prozeß gegen Nikomachos s. neben Rhodes und Robcrt s (bcide 0 . 
Anm. I) auch S. Tadd. «Lysias against Nikomachos. The Fatl! of Ihe Expert in Alh.:-
nian Law». in: Creek L(IIv (0. Anm. I) 101-131. 
und in 91 
demokratischer Zeit. die später neu beschlossen wurden (z. B. IG 11 2 6). 
Derartige. der Volksversammlung vorbehaltene Einzelverfügungen wie 
Ehrungen. Verleihungen der Proxenie (etwa der Würde eines Honorarkon-
suls entsprechend) und des Bürgerrechts gehörten in gleicher W.:ise zur 
Rechtsordnung Athens wie die generellen Nonnen. Sie w:lren ein nicht zu 
unterschätzendes Instrument der Politik. 
In einem blutigen Bürgerkrieg wurde 403 die Demokratie wiederherge-
stellt. Die Hauptschuldigen wurden zum Tode verurteilt. allen oligarchi-
schen Mitläufern jedoch Amnestie gewährt. eine politisch-menschliche 
Auch juristisch wurden im Jahr 403/2 die Grundl:lgen für das ge-
deihliche Fortbestehen der Demokr:ltie in den nächsten Generationen des 
4 . 1h . gelegt. Man knüpfte einerseits an die von den An:lgr:lpheis in den 
Jahren 410-404 geleistete Arbeit an und setzte eine entsprechende Kom-
mission wieder ein - auch Nikom:lchos war wieder tätig -. die bisher rc vi-
dierten Gesetze wurden in einem Eilverf:lhrcn nochmals :luf ihren dcmo-
kratischen Inh:llt hin überprüft. :Indererseits sorgten neu erlassene Beglcit-
gesetze für den Best:lnd dieser demokrati schen Revision . Einge führt wurde 
dabei auch ein eigenes Verf:lhren zum Erlaß von generellen Gesetzen . jetzt 
Nomoi im technischen Sinn. im Unterschied von einf:lchen Volksbeschlüs -
sen . den Psephismata. sowie d:ls Verf:lhren einer Art gerichtlicher Nomlen-
kontrolle. welche die :In geg riffene Nonn kassierte und deren Antr:lgstcllcr 
mit Str:lfe 
Andokides üherliefert die eben gen:lnnten Vorschriften in seiner Rede 
«Übe r die Mysterien» (or. I). womit er sich 399 v. ehr. - in diesem Jahr 
fand :luch der Prozeß gegen Nikom:lchos st:ltt - gegen einc Anklage wegen 
Rcligionsvergehens (Asebie) verteidigte . Die in der Rede üherlieferten Do-
kumente 83-87) verdienen Vertrauen. der F:l1I des Andokides seihst in-
teress iert uns hier nicht. 
Der zunächst von Teisamenes beantr:lgte Vo iksbeschluß6 knüpft in 
J Wolfr. Die allische Paragraphe (Weimar 1966) 37 und Th.C. Loening. TI,e 
Recollciliation Agreement of 4031402 B. C. ill At/":lIs (SIUltg3rl 1987). 
Wolff (0. Anm. 2) 9f. 
6 Andok. 1.83[,; (PSEPH/SMA.) VolksbesclrllljJ. Antral( des Teisamenos: Die 
Atheller sollen nach der altherl(ebrachtell Verfassllllf!, lehell . die Gesetze Soiolls all-
welldell. ehenso desseIl Maße IIncl Gewichte; allwel/(/en sollen sie allch die SatZllllgen 
Draknlls. wie wir sie ill der friiherell Zeit angewelldet h"hell. SolIteIl weitere (Geset:e) 
lIotwelldig seilI. solIeIl die vom Rat !lewölr/tell Nomnthetell diese allf Holztafeln allf-
schreibell . bei den Stawen der Phylellheroell fijr jedermallll sichtbar allfstellell 11l1d 
deli Amt.fträgem (noelr) ill diesem Monat iihergebell. (84) ZlIerst so//en der Rat IIlId 
c1ie 500 VOll deli DemeIl bestelltelI. \'ereidi!ltell NomothetNI die iibergebell ell Ge.<Ctze 
iihe'7,riijell ; al/ch jedem beliebigen Pril'Qtmallll soll es erlal/bt seilI. vor deli Rat ZI/ 
tretell /11111 seille Meill/lllf!, : /lm Wolr/e der Geset:e abl./Igebell. Nachdem die Geset;,e 
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seinem letzten Satz an die «frühere Zeit» an, d . h . an die 410 - 404 durch-
geführte demokratische Gesetzesrevision. In nicht immer ganz richtiger 
chronologischer Abfolge werden die einzelnen Schritte eines Eilverfahrens 
festgelegt, nach welchem die Amtsträger des Staates binnen eines Monats 
mit schriftlichen Unterlagen über die gültigen Gesetze zu versehen waren. 
Innerhalb dieses Monats bestand auch die Möglichkeit, diese Gesetze in 
einem außerordentlichen, auf breiter Basis angelegten Normsetzungsver-
fahren zu ergänzen . Der Areiopag hatte künftig zu überwachen, daß die 
Amtsträger, das sind zumeist durch Los bestimmte Privatleute, diese 
Gesetze auch tatsächlich anwandten . Die oligarchischen Beamten hatte n 
wesentlich größere Machtvollkommenheit gehabt. Allzu umfangreich 
konnte dieses erste Gesetzescorpus aber nicht gewesen sein. An einer wei-
teren Gesetzesrevi sion arbeiteten die in diesem Dekret nicht erwähnte n 
Anagrapheis, und zwar noch vier Jahre lang (Lys. 30,4). 
Betrachten wir nun die Begleitvorschriften 7. Völlig klar geht aus dem 
Zusammenhang hervor, daß es den Amtsträgern verboten war, ein «nicht 
aufgeschriebenes» Gesetz anzuwenden. Ganz korrekt müßte es heißen 
«ou;< VÖIl4l IlTJ xgi}oOm, eine Negation von avu'{gCL'TW<; 
gibt es nicht. Aber auch nach der eleganten Fassung aygacpo<; konnte hier 
niemand auf den Gedanken kommen, jenes Gesetz nähme auf einen 
aygacpo<; völl0<; im Sinne von ungeschriebenen Rechtsgrundsätzen oder 
Recht» Bezug. Von der modernen, rechtsphilosophisch in-
spirierten Bedeutung des aygacpo<; VÖIl0<; geht meiner Meinung nach auch 
die gängige ÜbersetzungS der letzten drei Worte des ersten Satzes aus IlTJöE 
1t€gi tvö<;: «auch in keinem Einzelfall » scheint mir falsch. Richtig ist 
«auch ein für eine einzelne Person (erlassenes Gesetz dürfen die Amtsträ-
erlassen sind. soll sich der Rat des Areiopags um die Gesetze kümmem. damit die 
Amtsträger (nur) die erlassenen Gesetze anwenden. Die Gesetze. die bestätigt sind. 
soll man fiir jedennaJIII sichtbar an der Mauer aufschreiben. wo schon früher (die 
Gesetze) aufgeschrieben wurden . 
7 Andok. 1,85 bringt zunächst plakativ den Satz: NOMOI: öt 
Ili} XQtja8at, IlTJöt lt€Qi § 87 wiederholt diesen Nomos und 
fügt noch weitere an: NOMOI. Ein nicht aufgeschriebenes Gesetl dürfen die Am.f/rä-
ger nicht anwenden. ebenso wening einfiir ei1le einzel1le Pers01l (erlasse1les ). - Ein 
Beschluß (Psephismal des Rates oder der Volksversammhmg soll nicht stärker sei1l 
als ein Gesetl (Nomos). - Es soll nicht erlallbt sein. ein Gesetl (Nomos) fiir eine (ein-
;:ellle) Person zu erlassen, wenll nicht dasselbe f ür alle Athener (erlassen wirdl. es sei 
delln . Sechstausend beschließen es in geheimer Abstimmung . ... (NOMOS. I Die Ge-
richtSllrteile und ScI,iedssprüche sollen in Kraft sein. soweit sie unter demokratischer 
Verfassung ergangen silld. Die Gesetze soll man anwenden ab dem Jahr, in dem Eu-
kleides Archon war. 
sEinschließlich Wolff (0 . Anm. 2) 70 Anm. 185. 
Ro,hlsvors,hriften und Ro,hlsanwendung in Alhon 93 
ger) nicht (anwenden)>>. Ich habe zwar keinen vOf!Ot; 1tEQI nvot; (auf eine 
Person bezogen) gefunden. wohl aber ein (IG 13 61.42). Es 
wurden also auch alle Einzelverfügungen wie Ehren-. Proxenie- und Bür-
gerrechtsdekrete kassiert. soweit sie nicht von der Revision bestätigt 
worden waren. Für diese Deutung spricht. daß dasselbe oder ein weiteres 
Begleitgesetz in Zukunft ein eigenes Verfahren für solche VOIlOl En' avögl 
(8ElflEVOl) festsetzt. nämlich ein Quorum von 6.000 und geheime Abstim-
mung in der Volksversammlung. Daß solche Gesetze nach der Verfassungs-
reform technisch bereits als 'i'llcplollm:a. nicht aber als VOIlOl zu bezeichnen 
wären. ist eine der kleinen redaktionellen Unebenheiten der eilig herge-
stellten Begleitgesetze. Auf Einzelverfügungen. und zwar durch die Ge-
richte. nimmt auch das letzte Begleitgesetz Bezug: Gerichtsurteile aus der 
Zeit vor den 30 Tyrannen bleiben in Kraft. Nomoi - auch hier wieder in der 
älteren. umfassenden Bedeutung -. die vor dem Amtsjahr des Eukleidcs er- . 
lassen worden waren. das ist das Jahr 403/2. dürfen die Amtsträger hinge-
gen nicht mehr anwenden. Sicherheitshalber führte man mit dem Jahr 
403/2 für die offiziellen Steininschriften anstelle des alten attischen Alpha-
bets die modeme ionische Buchstabenform und Phonetik ein. kdermann 
konnte also sofort sehen. ob ein Gesetz galt oder nicht. ob es avaYEYQaflflE-
vo<; war oder aygacpot;. 
Die Väter der neuen Demokratie - man nennt sie im Gegensatz zur «ra-
diblen» des 5. Jh. die «gemäßigte» - hatten abgesehen von der bereits er-
wähnten «Normenkontrolle» noch ein weiteres Verfahren eingeführt. um 
die generellen Normen. die Nomoi. auf demokratischem Wege den wech-
selnden Bedürfnissen des Alltags anzupassen: eine EmXElgo-rovlu VOflOlV 
(Überprüfung der Gesetze durch Handerheben). Demosthenes überliefert 
uns dieses Gesetz in seiner 24. Rede (352 v. ehr.) 9. 
9 Dem. 24.20f.: Am 11. Tag der Prytanie (des soll mall ill 
der Volksversammlung. nachdem der Herold das Gebet gesprochen hat. eine Ab.flim-
mllllg durch Handerheben mac/,en über die Geset:e: zuerst über dk in die Kom-
petenz des Rates jallen. all 5tdle über die. die in (aller Amt.f-
träger) gemeinsam jallen. dann über die. welche fi;r die nelm Archonten erlasull 
silld. dann über die. die in die der übrigen Amtsträgu fallen. Zuerst soff 
die Halid erheben. wer der Meinung ist. daß die Geset:e. die in die Kompetenz des 
Rares faffell. ausreichell. dann wer der anderen Meintmg ist. H ierau[ ill gleicher 
lVeise über die (Gesetze). die in die Kompeten: (aller Amtsträger) gemeinsamjallet/. 
Die Abstimmung über die Geset:e durch Handerheben soll gemäß den erlasseIl Geset-
UII vorgenommen werden. (21) Wenn VOll den erlassenen Gesel!ell einige durch Hall-
derheben abgelehnt werden. sollen die Prytallen. die die Abstimmullg leiten. die letzte 
der drei Volksversammlungen über die abgelelllltell allberaumell. Die Vorsitzenden. 
die fijr diese Volksversammlung erlost werdell. müssell als ustell Tagesordnwlgs-
. punktllach dem (Tagesordllungspunkt) Kult die Besteffllllg VOll Nomotlreten ansetzeIl 
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Auch dieser Text zeigt. daß die Adressaten der Nomoi die Amtsträger 
waren. seien es Kollegien wie der Rat oder einzelne wie die neun Archon-
ten. Nomoi wurden in der gemäßigten Demokratie nicht mehr ad hoc von 
der gesamten Volksversammlung beschlossen. sondern von einem kleine-
ren. in der Regel 500-köpfigen Kollegium. den Nomotheten. die aus den 
zum Geschworenendienst tauglichen Athener Bürgern ausgelost wurden. 
Auch dieses Vefahren kann. so wie die gerichtliche Normenkontrolle. hier 
außer Betracht bleiben 10• 
Eindeutig geht aus all den bis jetzt vorgelegten Texten hervor. daß 
Athen im 4. 1h. ein feststehendes Corpus von allgemeinen Rechtsnormen. 
Nomoi. halle. Sie waren auf Stein publiziert und außerdem nach ihren 
Adressaten. den Amtsträgern. geordnet. Diese hatten wohl auch Hand-
exemplare ihrer Nomoi auf vergänglichem Schreibmaterial. vermutlich 
Papyrus; zudem gab es auch ein Staatsarchiv. Daß jeder athenische Bürger 
die geltenden Nomoi aus der jährlichen Epichcirotonia in der Volksver-
sammlung bestens kannte. wie manchmal behauptet wird. möchte ich be-
zweifeln . Wer die Gruppendynamik kennt. die sich in der schematisl:hen 
Behandlung von Routineangelegenheiten durch eine große Versammlung 
auswirkt. kann sich vorstellen. daß die unbestrillenen Gesetze allenfalls ab-
gehakt und gan7.e Gruppen gewiß en bloc erledigt wurden. 
Nichts desto weniger wüßten wir heute gerne üher den Inhalt dieses 
Corpus Bescheid - oder wollen wir schon von Kodifikation sprechen? Eine 
Kodifikation soll heute eine Materie. etwa Privat-. Straf- oder Pro7.eßrecht 
vollständig und systematisch regeln. Vollständigkeit wurde in Athen zu -
mindest negativ. durch Exklusivität erreicht. der Systematik scheint in der 
KompetenlOrdnung der Amtsträger. Archontes im weiteren Sinne. Genüge 
getan. Doch was regelten die Gesetze? Welchen Inhalt hallen sie'! Am 
ehesten kennen wir die Materien der von 410 - 399 durchgeführten großen 
Kodifikation. Einige repräsentative Bruchstücke von Stein inschriften sind 
überliefert (IG I.1 104-105) ". 
Daß das Blutgesetz Drakons wiederaufgezeichnet wurde. scheint gut in 
unser Bild einer Strafrecbtskodifikation zu passen. Doch kann man bereits 
das drakontische Gesetz nicht als Kodifikation des im 7. 1h. geltenden 
Strafrechts auffassen; darüber hinaus sind die Zusätze seit 621/20. wenn 
11/1(1 dit! Geldmiltel. lYomit {Iit! Homothetell be:ahlt ... erdell. Die HOlllothetell solleIl llllS 
del/jenigel/ (ßiirgun). die den Richtereid abgelegt habell. bestellt werrlell. (22) ... Vgl. 
a. § 3. 
10 S. dazu Wolrf(o. Anm. 2) 231'. u. Anm. 54. 
" Zur weiteren epigraph ischen Evidenz s. Robertson (0. Anm. I) 5(,·60. 
Rhodes (0. Anm. I) 891'. 
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wir dem erhaltenen Präskript trauen können, nicht eingearbeitet. Das 
Gesetz Drakons über Tötung eines Bürgers hatte der für sakrale Angelegen-
heiten zuständige Archon Basileus zu vollziehen . Strafbestimmungen 
mußten in den Instruktionen jeder einzelnen Behörde enthalten gewesen 
sein. Über die Vollmachten des Rates ist ein Bruchstück einer weiteren 
Stele erhalten. Also ein «Strafgesetzbuch» gah es in Athen mit Sicherheit 
nicht. Unter den zahlreichen Fragmenten der Kodifikation, die von einer 
beidseitig beschriebenen Steinwand stammen, findet sich kein einziger 
Hinweis auf ein dem historischen Solon zuzuweisendes Gesetz (etwa aus 
dem Familien- und Erbrecht). Sehr wohl finden wir aber dort einen um-
fangreichen Opferkalender: Es wird genauestens vorgeschrieben, an 
welchen Tagen welchen Göttern was zu opfern ist, und was das kosten darf. 
Aus der Kodifikation überliefert sind ebenfalls Vorschriften über die Fi-
nanzi.:rung der Flolle. Insgesamt also ein enttäuschendes Bild. Arbeiteten 
Nikomachos und seine Anagrapheis-Kollegen jahrelang für das Archiv? 
Anagrapheis ohne Anagraphe, Publikation. sind jedoch schwer vorstell-
h:u I2 . Auch wenn man den Zu fall der Überlie ferung von Steini nschri ften 
herücksichtigt, dürfte man den systematisch-rechtlichen Enrag der Kodifi-
kation nicht allzu hoch einschätzen. Systematisch erstellt wurde gewiß der 
Opferkalender, der im Kampf zwischen den Demokraten und den aristokr:t-
tischen Familien eminente politische Bedeutung halle. die damit verbunde-
nen Finanzen und vermutlich auch die Liste der staatlich geehrten Perso-
nen und Familien (allerdings gibt es in Athen im Gegensatz zu anderen 
StaatenJ.1 keine Hinweise auf ein solches Verzeichnis). Die Kodifikation 
war in erster Linie ein politischer Akt. nach der Tyrannis von 404-403 eine 
radikale Rechtsbereinigung. Das Straf-, Privat- und Prozeßrecht im heuti-
gen Sinn vollständig und systematisch aufzuzeichnen. gehörte nicht zu den 
Aufgaben der Anagrapheis. 
Dementsprechend sieht auch der Bestand der Gesetze aus, wdche die 
Sprecher der Gerichtsreden im Prozeß zitieren. Anzumerken ist, daß von 
den großen Geschworenengerichtshöfen keinerlei G.:setzeskenntnis vor-
ausgesetzt wurde. Es war allein Sache der Parteien. dem Gericht neben der 
Vorlage allen Beweismaterials auch die Gesetze zu zitieren. auf die sie ihre 
Anträge stützten. Jeder Kenner der Gerichtsred.:n weiß. daß die Prozeßpar-
teien dabei oft in Schwierigkeiten kamen. Vielfach gab es keine passende 
Vorschrift. Das Problem der «Gesetzeslücke» stellt sich in Athen ganz 
anders als im heutigen kodifizierten Recht - ich möchte sagen umgekehrt 
I! So Rhodes (0. Anm. I) 92f. !!eeen Robertson (0. Anm. I l 45. 
J.\ Vgl. IG V 2.387 (Lusoi. E. und 368 (Kleitor. 3. Jh .v.Chr.l.IG IV 
1:,96 (Epidauros. 4.13 . Jh. v. Chr.). 
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proportional: In etwa dem Ausmaß. in dem wir heute von Lücken sprechen. 
kann man in Athen von gesetzlich geregelten Materien sprechen. Wie 
wurde der Raum zwischen den wie Inseln im Meer verteilten einzel gesetz-
lichen BestimmUngen überbrückt? Eine Eigenart der Gesetze entschärft 
das Problem etwas : Manche Tatbestände waren erstaunlich weit gefaßt: 
Zum Beispiel waren 1tQOöoo[u (Landesverrat). XUtOAuElV TOV ÖfUIOV 
(Hochverrat). äotßELU (Religions vergehen) - zum Schaden der Rechtssi-
cherheit - nicht näher definiert. Mindestens 500 Laien stimmten als Ge-
schworene darüber geheim. unverantwortlich und engültig ab. Auch im Pri-
vatrecht gab es neben detaillierten Regeln des Familien- und Erbrechts den 
weiten Tatbestand der ßAitßTJ (Schädigung). der praktisch das ganze Ver-
tragsrecht. die Eigentumsverfolgung. aber auch die vermögensrechtliche 
Haftung des Vormunds und des Ehemannes umfaßte. Darlehen. Kauf. 
Miete. Pacht waren nicht generell. sondern durch Vertragsklauseln. allen-
falls durch zufällige Einzelnormen geregelt. Ähnlich müßten wir uns das 
römische Recht ohne die Arbeit der klassischen Juristen vorstellen . 
Darüber. wie das Recht Athens angesichts dieser lückenhaften Geset -
zeslage überhaupt funktionieren konnte . wurde schon viel geschriehen. 
Kein Problem sahen darin jene Historiker. welche allein den Ablauf dcr 
Kodifikation betrachteten 14. Ebenfalls von historischer Seite wurde aus der 
Not eine Tugend gemacht: Die großen Geschworenengerichte waren das 
souveräne Volk. sie standen also über den Gesetzen l5 . Eine bis heute nach-
wirkende Theorie begründete 1903 Rudolf Hirzel in seiner Abhandlung 
zum (tYQucpoS Im 5. Jh . habe man sich vor Gericht auf das «unge-
schriebene Gesetz» berufen. wenn ein gerechter Anspruch nicht direkt 
durch Gesetz geregelt war. Beim Neubeginn der Demokratie habe man die 
Anwendung von aYQucpol VOflOl ausdrücklich verboten. In der Tat kommt 
dieses Argument in den Gerichtsreden nicht vor. Der Fallgerechtigkeit 
hätten die Richter durch eine von der Philosophie verfeinerte Billigkeits-
lehre (dem titlWdS) Rechnung getragen . Dagegen ist mehreres vorzubrin-
gen: Erstens konnte den einzelnen Geschworenen niemand daran hindern . 
in der geheimen Abstimmung nach ungeschriebenen Gesetzen - oder auch 
Auf die Technik der «Kodifikation» beschränken sich Robcrtson und 
Rhodes <beide o. Anm. 1): die «Einheit der Rechtsordnung» dJrzllstellen. ist nicht ihr 
Anlie!!en. 
15 So z.B. M.H. HJOsen. Tlre Allrenian Democrac,1' ill lire Age of Demosl!telle., 
(O:lforu 1991) 170; die Stabilittit (nicht Jber die Geschlossenheit) der Recl1lS0rdnunl! 
im 4. Jh.v.Chr. betont M. OstwJld. From Poplllar SO\'/!/'cigllly 10 l!tc Sovereigll!,1' 11 
La ... (Berkeley-Los Angeles 1986) 497ff. 
16 R. Hirzel. Agra,,!tos Nomos (Abh. Stichs. Ak. W. ph.-hisl. KI. 20/1. Leipzi g 
1903). 
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gegen geschriebene - zu entscheiden. Allein der Richtereid band die Ge-
schworenen an die Gesetze. Sinnvollerweise richtete sich das Verbot der 
«ungeschriebenen Gesetze» allein an die Amtsträger, die man persönlich 
zur Rechenschaft ziehen konnte. Zweitens haben bereits Meyer-Laurin l1 
und gegen Hirzel festgestellt, daß die Sprecher vor Gericht sich 
auch niemals auf bloße Billigkeit beriefen, sondern stets - oft mit abenteu-
erlichen Verdrehungen - zum positiven Gesetz griffen. 
Nach Wolff konnten die Geschworenen sich gemäß ihrem Eid in ihrer 
Abstimmung auf die ÖlXOlOtCttlj (die gerechteste Meinung) zurück-
ziehen, wenn kein Gesetz vorlag. Doch an diese ÖlxOlOtcttT'J appel-
lieren die Sprecher vor Gericht ebenso wenig wie an einen äyQacpoc; 
oder an das tmnxtc;. Mir scheint demnach auch die ÖlKOlOtCttlj yvWJ.lT'J 
nicht geeignet, das Problem der Lücken in der Rechtsordnung Athens zu 
lösen . Es gibt nämlich in anderen Poleis Richtereide, die den Geschwore-
nen ermächtigen, bei Fehlen von Prozeßzeugen seinen Stimmstein nach der 
«gerechtesten Meinung» abzugeben l9 • Diese eigenartige Parallele von Fak-
tischem und Rechtlichem hat auch Wolff für Athen in anderem Zusammen-
hang festgestellt 20 . 
Verfolgt man diesen Gedanken weiter, kommt man zu dem Ergebnis, 
daß ein Geschworener in Athen sehr oft vor der Situation gestanden sein 
mußte, daß der Kläger oder der Beklagte für seine Behauptung keine 
Zeugen oder für sein Begehren keine gesetzliche Grundlage hatte . 
Dennoch mußte er seine Stimme unparteiisch mit ja oder nein abgeben, 
ohne mit seinem Eid in innere Konflikte zu geraten - rechtliche Sanktionen 
für seine geheime Stimmabgabe hatte er ohnehin nicht zu befürchten. Eine 
für die Rechtsanwendung im heutigen Sinn untragbare Situation. 
Einen Lösungsansatz hat kürzlich David Cohen gefunden 21 • Die 
schen Geschworenengerichte seien grundSätzlich nicht dazu geeignet und 
geschaffen gewesen, generelle Normen zu vollziehen: auch zur Wahrheits-
findung - ist dem hinzufügen 22 - waren sie denkbar schlecht eingerichtet. 
17 H. Meyer-Laurin, GeSi!tz und Bi/tigkdt im al/ischen Prozeß (Weimar 1965) 
29f. 
18 Wolff (0. Anm. 2) 68f. spricht von einer «streng positivistischen Hallung" 
der Geschworenengerichte. 
19 SyIJ .J 953, 27-30 (Kalymna, um 300 v.Chr.); zur ÖlXalOtQtT] YVOJIU1 und den 
Richtereiden s. TriantaphyIJopoulos (0. Anm. I) 176 Anm. 177. 220ff. Anm. 198 und 
A. Biscardi. Dirillo greco antico (Milano 1982) 361 ff. 
20 Wolff (0. Anm. 4) 122 für die Diamartyrie im Erbrecht. 
21 D. Cohen, Law, Violence and Communirv ill Classical Athens (Cambrid!!e 
1995) I 84ff. zum Richtereid und den 'außerrechllic'hen' Elemenlen der Gerichtsrede-n. 
G. Thür, «Die athenischen Geschworenengerichte - eine Sackgasse?,. in: 
Gerh,,,,] Thür 
Vielmehr hätten sie die Aufgabe gehabt, die gesellschaftliche Stellung der 
einen oder anderen Prozeßpartei zu bestätigen. Es sei um Ehre oder Zu-
rücksetzung gegangen. Gewiß löst diese Beobachtung, die soziologisch bis 
zu einem gewissen Grad auch im heutigen Rechtsleben zutrifft, nicht alle 
Probleme der Rechtsanwendung im klassischen Athen. Sie läßt sich jedoch 
gut mit dem Befund vereinbaren, daß die Adressaten der eingangs be-
schriebenen «Kodifikation» - wenn wir bei dem Ausdruck bleiben wollen 
- nicht die Gerichte, sondern die Amtsträger waren. Der athenische Laien-
richter, der gemeinsam mit 200, 400 oder 500 Mitbürgern zu Gericht sall. 
war gewohnt, nicht nur den vorliegenden Rechtsfall zu betrachten. sondern 
- und davon sind die Gerichtsreden zum Leidwesen des heutigen zünftigen 
Juristen voll - stets die gesamte Lebensführung beider Prozeßparteien. 
Dennoch ist auch der von Wolff entdeckte strenge Gesetzespositivismus 
der athenischen Geschworenengerichte zutreffend: Lag zufällig einmal 
eine gesetzliche Bestimmung vor. wagte keine Prozeßpartei. dagegen zu 
argumentieren - man suchte eher die Tatsachen zu verdrehen. Die Ge-
schworenen nahmen die eidliche Bindung an den Buchstaben eines Geset-
zes offenbar sehr ernst. Von der Gesamtkonzeption der Gerichtsbarkeit her 
wäre die Berufung auf einen CtygaqJoc; VOIl0C; also völlig sinnlos gewesen. 
Man kann deshalb nicht mit Wolff dem Gesetz aus dem lahr 403/2 (oder 
kurz danach), das die Anwendung eines Ct'{gaqJo:; VOllO; verbietet. die 
Wirkung zuschreiben. es hätte in erweiterter Auslegung auch gewisse Plü-
diermethoden im Prozeß verboten 2J . 
In den erhaltenen Gerichtsreden gibt es lediglich zwei Stellen, die auf 
CtygacpoL VOIlOL bzw. aygacpa VOIlLfta überhaupt Bezug nehmen. Sie schei-
nen mir das soeben Gesagte voll zu bestätigen : In der (unechten) 6. Rede 
des Lysias, gegen Andokides (400/399 v. Chr.), wird vorgebracht. Perikles 
habe den Athenern geraten, in Asebieprozessen nicht nur geschriebene. 
sondern auch ungeschriebene VOIlOL anzuwenden. welche die Eumolpiden 
auszulegen hätten (§ 10). Demosthenes lobt in seiner 23. Rede, gegen Ari-
stokrates (352 v. Chr.). den Areiopag. der seit altersher CtyQuq:n VOflllln 
anwende (§70). Beiden Stellen gemeinsam ist der Bezug auf die Sa-
kralsphäre der Polis. einmal auf die eleusinischen Mysterien. das andere 
Mal auf den Archon Basileus. Sowohl für die Mysterien als auch für Blut-
schuld gibt es staatlich befugte Exegeten, welche die althergebrachten. nie 
schriftlich fixierten Regeln verbindlich auszulegen hatten. Die Exegeten 
Die atlwlli.<cI,e Demokratie im 4. JII. v.CI,r.. hg. v. W. Euer (Stultgart (995) 329r. 
!J H.J. WollT. "Vorgeschichte und Entstehung des Rechtsbeg ri ffs im frühen 
Griechentum». in: ElIIstchllllg lII,d WalIdeI rechtlicher Traditiollell. hg. v. W. Fikcnt-
scher u.a. (Freiburg - München (980) 567. 
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gehörten nicht zu den Amtsträgern der Polis, waren also vom Verbot, 
aygmpoL V6f!OL zu verwenden, nicht betroffen24 • Es ist also nur konsequent. 
daß in der athenischen Gerichtspraxis sonst nirgends von ungeschriebenen 
Gesetzen die Rede ist. 
Die 6. Rede des Lysias führt uns schließlich noch zu zwei älteren 
Quellen, welche äygacpOL V6f!OL nennen: Zu der von Thukydides referier-
ten Leichenrede des Perikles (2,37,3) im Jahr 431/0 und zur 442 v. Chr. auf-
geführten Antigone des Sophokles. Victor Ehrenberg hat beide Texte als 
Teil einer grundlegenden politischen Auseinandersetzung gedeutetH . 
Antigone wirft Kreon vor, sein - sein mündlich verkündeter 
Befehl -, Polyneikes nicht zu bestatten, verstoße gegen ungeschriebene 
und unwandelbare göttliche v6f!LfW (454f.). Hier stoßen göttliches Recht 
und staatliche Autorität tragisch zusammen. Sophokles habe damit gegen 
die intellektuellen und politischen Führer Athens, vor allem gegen Peri-
kIes, protestiert, nach denen in der Demokratie alles machbar sei. Perikles 
habe Sophokles in seiner Rede auf die im ersten Jahr des Peloponnesischen 
Krieges Gefallenen geantwortet: " ... im öffentlichen Leben begehen wir 
vor allem aus Furcht keine Fehltritte, in Gehorsam gegenüber den jeweili-
gen Amtsträgern und gegenüher den Gesetzen. und besonders gegenüber 
solchen, die zugunsten derer, denen Unrecht zugefügt wird, erlassen sind. 
und solchen, die - obwohl ungeschrieben - eingestandenermaßen Schand!! 
bringen.» 
Perikles spricht hier (entgegen Ps.Lys. 6,10) eindeutig von der mensch-
lichen, nicht von der göttlichen Sphäre. Das politische Leben in der D.:mo-
kratie kenne drei Prinzipien: Gehorsam gegenüber jenen Mitbürgern. die 
jeweils staatliche Amtsgewalt ausüben, Gehorsam gegenüber den Geset-
zen , welche die Ehre der Mitbürger - der politischen Konkurrent.:n - schüt-
zen und deren Verletzung unter Strafe stellen. und schließlich Gehorsam 
gegenüber den aygacpOL V6f!OL. den politischen Spielregeln. deren Übertre-
tung zwar keine Strafe. aber Schande bringt. Der Text. mit dem ich meine 
Ausführungen schließen will, hat also - ebenso wie der aus Sophokles' An-
tig on.: - mit dem Thema Rechtsanwendung durch die Geschworenenge-
richte Athens nichts zu tun . Oder doch? Er steht, obwohl David 
J.H . Oliver. The Atheniall Expoullders ofthe Sacred (/Ild La ... (Bal-
timore 1950) 18. 
V. Ehrenberg. Sophocles und Puicles (Oxford 1954) 291T. 47ff. 170. S. di.: 
weitere Diskussion in den Thukydides-Kommentaren von W. Gomme (11 1956) 11 J-
116 und S. Hornblower (I 1991) 302f.; s.a. WollT (0. Anm. 2) 71 Anm. 189. Ostw:lkl 
(0. Anm. 15) 1-I8ff.. 153 Anm. 46. Gehrke(o. Anm. I) J3f. Anm. 87. 
26 Cohen (0. Anm. 21) 55 . 
100 Gerhard Thü, 
genau die oben genannten Worte aus seinem Zitat der Leichenrede heraus -
streicht, eng mit dem Prinzip von Ehre und Schande im Zusammenhang . 
Dieses Prinzip durchzieht das gesamte politische Leben Athens . Auch die 
großen Geschworenengerichte sind ein Teil davon. Es kann also niemanden 
verwundern, wenn wir die Rechtsanwendung durch die Gerichte - im Ver-
hältnis zur technisch perfekten Rechtssetzung - nach unseren Begriffen nur 
rudimentär entwickelt finden . 
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